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Inſerate 


Zu den nächſten Wahlen. 


Wir wiſſen heute noch nicht, wann die nächſten 
Wahlen zum Abgeordnetenhauſe ſtattfinden, 1 Es 
iſt möglich, daß wir ſchon im April an, den Wahltiſch 
gerufen werden, aber für wahrſcheinlich halten wir 
es nicht. Vielmehr glauben wir, daß die Miniſter mit 
dem Wahlausſchreiben genau bis zum letzten Tage warten 
werden, bis zu welchem ſie nach den Buchſtaben des 
Geſetzes warten dürfen. Nach dem Geiſte der „Ver⸗ 
faſſung hätten fie freilich ſchon längſt das gegenwärtige 
Abgeordnetenhaus auflöſen oder von ihren Aemtern zus 
rücktreten müſſen. Denn das ganze Land weiß ſchon 
ſeit Jahren, daß dieſe Miniſter und dieſes Abgeordne⸗ 
tenhaus nicht im Frieden miteinander leben können. 
Warum fie ed nicht können, iſt fo ſonnenklar, daß 
wir gar nicht mehr darüber zu reden brauchen. Die 
Miniſter wiſſen das ſelbſt eben ſo gut wie wir Alle. 
Ein miniſterielles Blatt hat ja noch neulich bei Gelegen⸗ 
heit der großen Verhandlungen über den Obertribunals⸗ 
beſchluß geſagt, daß ſelbſtverſtändlich zwiſchen 
dieſen Miniſtern und dieſen Abgeordneten 
eine Verſtändigung ganz unmöglich ſei. Doch die 
Miniſter wollen nun einmal in ihren Aemtern bleiben. 
Mözen ſie das; nur müſſen wir dann auch fragen: 
Wie denken ſie wohl zum Segen des Landes regieren 
zu können, wenn ſie in andauernder Feindſchaft mit 
den Männern leben, die wir ſelbſt zu Vertretern unſerer 
Ueberzeugungen und unſeres Willens gewählt haben? 
Ihr Verbleiben im Amte iſt nur erklärlich, wenn ſie 
wirklich glauben, daß wir bei der Wahl der Abgeordne⸗ 
ten uns ganze drei Mal haben täuſchen laſſen, und daß 
die Abgeordneten gegen unſere eigene Erwartung Dinge 
fagen, die wir nicht geſagt haben wollen, und Dinge 
beſchließen, die wir nicht beſchloſſen haben wellen. 
Wenn aber die Miniſter darum in ibren Aemtern blei⸗ 
ben, weil ſie glauben, daß das Volk auf ihrer Seite 
und nicht auf der Seite der Abgeordneten ſteht, 
warum haben fie dann das Abgeorductenbaus nicht ſchon 
längſt aufgelöſt? Warum thun fie es nicht w nigftend 
jezt, nach den gewaltigen Reden und Beſchlüſſen des 


9. und 10. Februar? Warum rufen fie nicht wenigſten, 
jetzt die Wähler des Landes en e 
zwiſchen ihnen und den Abgeordneten entſcheiden, und 
wenn ihre eigenen früheren Wahlen ihnen leid thun fol 
ten, nun ſolche Abgeordneten wählen, die mit den ge⸗ 
genwärtigen Miniſtern und ihren Anhängern ein Herz 
und eine Seele, oder die doch wenigſtens ſo geſonnen 
ſind, daß ſie mit ihnen ſich verſtändigen können? 

„Das iſt eine Frage, die wir wahrhaftig nicht allein 
aufſtellen, fie iſt vielmehr ſchon hundert und tauiend 
Mal und von allen Seiten an die Regierung gerichtet 
worden. Ja, das miniſterielle Blatt, von dem wir vor⸗ 
ber ſprachen, hat ſogar ſchon eine Antwort gegeben, aber 
freilich eine Antwort, die womöglich noch verwunderlicher 
iſt als gar keine. Es ſagt nämlich: 

„Die Ausſicht auf Verſtändigung kann es 
nicht ſein, welche die Regierung veranlaßt, 
der Fortſeßung der Berathungen nicht 
ſofort Einhalt zu thun: ſie muß andere 
Grunde dazu haben.“ 

Alſo „andere Gründe!“ Aber die „anderen Gründe“ 
find es ja eben, nach denen wir fragen, und gerade 
die behält das miniſterielle Blatt für ſich. Nun, im 
Vertrauen geſagt, wir kennen dieſe „andern Gründe“ 
eben ſo gut wie die Regierung ſelbſt, und unſere Leſer 
kennen ſie am Ende auch. Darum werden ſie es auch 
nicht übel nehmen, daß wir fie chenfo für uns behal⸗ 
ten, wie das miniſterielle Blatt es thut. 

„Doch Eins erſehen wir aus jener ſeltſamen Antwort, 
nämlich, daß wir die neuen Wahlen ſchwerlich vor dem 
Monat September oder Oktober zu erwarten haben. 

Dennoch iſt es hohe Zeit, daß wir j bt ſchon an fie 
denken. Der Miniſter des Innern ſelbſt hat uns 
dazu aufgefordert, wenn auch ganz gegen ſeinen Willen. 
Er erilärte nämlich in der Sitz na vom 10. Februar, 
daß die Abgeordneten einen „Eingqiff in die richterliche 
Gewalt“ verſuchten, wenn fie gegen ein gerichtliches Urs 
theil proteſtirten, welches doch nach der bisherigen Ueber⸗ 
zeugung der preußiſch en Gerichiet öfe ſelbſt eben außer⸗ 
halb der „richterlichen Gewalt“ liegt. Denn durch 
Art. 84 der Verfaſſung, ſo wie er immer verſtanden iſt 


und wie das Land ihn auch noch heute verſteht, iſt es 
ja den Richtern eben verboten, über die Reden im 
Abgeordneien⸗ und Herrenbauſe ein Urtheil zu fällen. 
Aber das hindert den Miniſter nicht; er behauptet ſogar, 
daß die Abgeordneten, daß Männer, wie Waldeck, der 
doch auch feit länger als 25 Jahren Obertribunalsrath iſt, 
wie der Appellationsgerichtspräſident Simſon, wie der 
frühere Miniſter des Königs, Graf v. Schw er in und 
neben ihnen zwei hundert und ſechzig Männer, 
die das Volk ſelbſt aus den Beſten und Würdigſten im 
Lande auserleſen hat, daß alle dieſe Männer von der 
Rechtmäßigkeit dieſes Proteſtes nicht einmal überzeugt 
wären; denn er ſagt, ſie wollten mit dieſem Pro⸗ 
teſt weiter nichts machen, als ein Wahlmanöver. 
Alle dieſe Männer alſo hätten nicht ihrer Pflicht ge⸗ 
mäß das Recht des Landes ſchützen, fie hätten nicht die 
Heiligkeit des Rechtes wahren wollen, ſie hätten vielmehr 
nur einen Vorwand geſucht, um ein „Manöver“ auszu⸗ 
führen, durch welches ſie ihre Wiederwahl ſichern 
wollten! 

Wir haben wahrhaftig nicht nöthig, unſere erwähl⸗ 
ten Vertreter gegen einen ſolchen Vorwurf noch erſt in 
Schutz zu nehmen. Aber wir erſehen aus demſelben, 
wie ſehr die nächſten Wahlen den Herren Miniſtern 
im Kopfe und am Herzen liegen. Wir ſehen außerdem, 
wie im ganzen Lande, allüberall, die guten Freunde der 
Miniſter ſchon ihre Vorbereitungen für dieſe Wahlen 
treffen, wie ſie überall ſich bemühen, die Schwachen und 
Furchtſamen auf ihre Seite zu ziehen. Laſſen wir das 
auch für uns eine Mahnung ſein, nicht die Hände in 
den Schoß zu legen, ſondern überall, wo wir es ver⸗ 
mögen, zu treuem Feſthalten, zu muthigem Kampfe für 
Recht und Wahrheit und für das Wohl des Landes zu 
ermuntern. : 

Wir brauchen nicht daran zu erinnern, daß wir 
auch bei den neuen Wahlen unſer Augenwerk nur rich⸗ 
ten dürfen auf einſichtsvolle, vaterlandsliebende und 
willens ſtarke Männer. Wir werden nur Männer 
wählen, die die Verfaſſung und die Geſetze des Landes 
ſo verſtehen, wie ſie von den Urhebern derſelben verſtan⸗ 
den worden ſind, nicht aber ſo, wie man ſie zu deuten 
in der letzten Zeit ſich bemüht. Wir brauchen Männer, die 
alle ihre Kräfte daran ſetzen, daß die Verfaſſung und die 
Geſetze auch in der Wirklichkeit beobachtet und 
gehandhabt werden. Wir brauchen Männer, die 
Herz und Sinn beſitzen für Alles, was zur Wohlfahrt 
des Landes nothwendig iſt, Männer, die dahin wirken, 
daß mit dem Gelde und den Kräften des Landes ver⸗ 
nünftig und nach den Geſetzen gewirthſchaftet werde, die 
da wiſſen, wie die Laſt der Abgaben uns erträglich und 
die Einrichtung des Heeres dem Lande zuträglich 
gemacht werden kann, Männer, die es verſtehen, wie eine 
gute Kreis⸗ und Gemeindeordnung beſchaffen ſein 
muß, die es erkennen, wie ſehr die vollſte Gewerbefrei⸗ 
heit und Freizügigkeit uns noth thut, und die Frei⸗ 
heit des Glaubens und der Kirche und einen ver⸗ 
nünftigen Unterricht in unſeren Schulen als die 
unſchätzbarſten Güter des Volkes anerkennen. 


Das Alles haben wir längſt gewußt und längſt 
geſagt. Aber Eine Forderung ift erſt jetzt in allen 
Gemüthern und in jedem Flecken des Landes, ja, in jedem 
Hauſe, wo denkende Menſchen wohnen, zu einem klaren 
und vollen Bewußtſein gekommen, es iſt die Forde⸗ 
rung einer weſentlichen und vollſtändigen 
Umgeftaltung unſeres ganzen Gerichtsweſens. 
— Dieſe Forderung werden wir bei den näch⸗ 
ſten Wahlen nun auch noch ſtellen. Sie iſt keines⸗ 
weges hervorgerufen durch den Beſchluß des Abgeord⸗ 
netenhauſes vom 10. Februar, ſondern einzig und 
allein durch den Beſchluß des Obertribunals vom 
29. Januar des gegenwärtigen Jahres. Sie iſt 
wo moglich noch durch den Umſtand verſtärkt worden, 
daß die Regierung ſelbſt es geweſen ift, welche die⸗ 
ei Beſchluß des höchſten Gerichtshofes hervorgerufen 
a 


Welche Veränderungen in der bisherigen Gerichtsver⸗ 
faſſung nothwendig ſind, werden wir in einer der näch⸗ 
ſten Nummern unſeres Blattes darlegen. 


Politiſche Wochenſchau. 5 
Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat am 16. d. M. 
eine Sitzung gehalten, in welcher zuerſt der Schifffahrts⸗ 
Vertrag zwiſchen dem Zollverein und England ge⸗ 
nehmigt wurde. Dagegen ſtimmten nur etwa zwölf Abge⸗ 
ordnete, Mitglieder der e welche, wie der 
Abg. John (Marienwerder) ausführte, es für ihre Pflicht 
erachteten, in jeter Weiſe auf die Beſeitigung des Miniſte⸗ 
riums hinzuwirken, und daſſelbe nicht durch die Genehmi ung 
von DBerträgen mit auswärtigen Mächten ſtärken wollte 
Das Haus ging darauf zur Berathung der Anträge über, 
welche in der Kölner Feſtangelegenheit geſtellt worden 
ſind. Dieſelben wurden, nach einer ſehr eingehenden Debatte, 
mit großer Majorität genehmigt. Die Redner, welche das 
Verfahren der Regierung rechtfert'gten, und gegen die An⸗ 
nahme der Reſolutionen (welche wir in Nr. 6 unſeres Blat⸗ 
tes mitgetheilt haben) ſprachen, konnten nicht die gewichtigen 
Ausführungen der Mehrheit widerlegen. Wie ſehr ſie nach 
Gründen ſuchen mußten, bewies am beſten der Abg. v. d. Heydt, 
welcher die Veranſtaltung des Kölner Abgeordnetenfeſtes als 
einen verſuchten Hochverrath charakteriſirte, eine Anſicht, welche 
freilich ſelbſt bei feinen Parteigenoſſen ein Lächeln des Zwei⸗ 
fels hervorlockte. Der Miniſter des Innern meinte, die Re⸗ 
gierung hätte allen Grund gehabt, das Feſt zu verhindern, 
weil es, in Hinblick auf das im Frühjahr stattgefundene Feſt 
der fünfgiglährigen Vereinigung der Rheinprovinz mit Preu- 
ßen, eine befonders gehäſſige Oemonſtration geweſen ſei. 
Dieſe Reſolutionen des Hauſes, jo wie die in der Lauen⸗ 
burgiſchen Frage und über den Obertribunals ; 
Beſchluß gefaßten Reſolutionen hat der Präſident Grabow 
dem jahrelang geübten Gebrauch gemäß dem Staatsminiſte⸗ 
rium zur Kenntnißnahme zugeſchickt. Er hat darauf am 
19. d. M. folgendes Schreiben erhalten: 

Nachdem das Königliche Staatsminiſterium von Ew. 
Hochwohlgeboren gefälligen Schreiben vom 3., dem 10. 
und dem 16. d. Mts. durch mich Kenntniß erhalten, hat 
daſſelbe beſchloſſen, die Annahme dieſer Schriftſtücke abzu⸗ 
lehnen, weil die darin mitgetheilten Beſchlüſſe in der dem 
gar der Abgeordneten durch die Verfaſſung beigelegten 

kompetenz nicht nur keine Begründung finden, ſondern 
verſchiedene Aitikel der Verfaſſung ausdrücklich verletzen. 
Das Haus der Abgeordneten ift weder berechtigt, einen 


von Sr. Majeſtät dem Könige geſchloſſenen Staatsvertrag 
für ee zu ae do ſtichteliche Urtheil⸗ 
ſprüche anzufechten, noch den Beamten der Exekutivgewalt 
Vorſckriften zu ertheilen. Der Beſchluß des Hauſes vom 
3. d. Mts. verletzt den Art. 48, der vom 10. d. M. den 
Art. 86, der vom 16. d. M. den Art. 45 der Verfaſſung. 

Die Königliche Regierung vermag über rechtswidrig ge⸗ 
faßte Beſchlüſſe keine amtliche Mitth⸗ilung von dem Prä⸗ 
ſidium des Hauſes entgegen zu nehmen, und beehre ich 
mich daher, Ew. Hodwohlgekoren die überreichten Aus⸗ 
fertigungen der Beſchlüſſe, betrffend das Herzogthum 
Lauenburg, den Antrag des Freiherrn von Hoverbeck und 
die Petition des Claſſen⸗Kappelmann in den Anlagen wie ⸗ 
der zuzuſtellen. 

erlin, den 18. Februar 1866. 
Der Präſident des Staats⸗Miniſteriume. 
Graf von Bismarck. 

Da wir in einem beſonderen Artikel unſeres Blattes aus⸗ 
führlich über dieſes Schreiben ſprechen ſo begnügen wir uns 
hier mit der einfachen Mittheilung deſſelben. 

Die Wirkung, welche der Obertribunals⸗Beſchluß 
auf die geſammte Bevölkerung Preußens, ja Deutſchlands 
ausgeübt hat, iſt eine ſehr große. Von allen Seiten liegen 
Nachrichten von Verſammlungen vor, welche ſich für die An⸗ 
ficht aussprechen, die die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes in 
ihren Reſolutionen niedergelegt hat. Wir ſind bei dem be⸗ 
ſchränkten Raum unſeres Blattes nicht im Stande, alle dieſe 
Kundgebungen mitzutheilen, und laſſen hier nur einige wenige 


olgen. 

f In Berlin hat am 16. d. M. eine Volksverſammlung, 
in der mehr als 3000 Menſchen anweſend waren, ſtattgefun⸗ 
den, in der eine Adreſſe an das Abgeordnetenhaus beſchloſſen 
werden ſollte. Nachdem dieſe Verſammlung von der Polizei 
aufgelöſt worden, fand am 18. d. M. eine eben fo ſtark be- 
ſuchte Verſammlung ſtatt, in welcher folgende Adreſſe an den 
Präsidenten Grabow beſchloſſen wurde: 

„Herr Präſident! 

Die heute in der „Alhambra“ zu Berlin verſammelten 
preußiſchen Männer erblicken mit der Majorität des Ab- 
geordnetenhaufes in dem Beſchluſſe des Obertribunals vom 
29. Januar d. J. einen jähen Angriff auf die, durch das 
Blut ihrer Brüder und den Schwur ihres Königs geheiligte 
Verfaffung. Wir betrachten in dem tief verletzten Rechte 
unferer Abgeordneten unſer eigenes Recht verletzt und find 
entſchloſſen, die den erwählten Vertretern des Volks in dem 
entbrannten Rechtskampfe aus der Erfüllung ihrer Pflicht 
angedrohten Gefahren männlich mit ihnen zu theilen. 

Wir erſuchen Sie, dem Hauſe hiervon Mittheilung zu 

Li 

Diele Adreſſe wurde einftimmig angenommen, und am 
19. d. M. dem Präſidenten Grabow durch eine Deputation 
von 30 Mitgliedern überreicht. Derſelbe erwiederte darauf 
etwa Folgendes: „Im Namen des Abgeordnetenhauſes, dem 
ich in der gewohnten Weiſe dieſe Adreſſe vorlegen werde, 
danke ich Ihnen für die Zuſtimmung, die Sie den Abgeord⸗ 
neten in derſelben ausſprechen. Ich werde nicht verfehlen, 
dem Abgeordnetenhauſe von der großen Zahl der Deputation 
Mittheilung zu machen und wird dieſelbe geeignet ſein, der 


Adreſſe größeren Nachdruck zu verleihen. Sie haben mit 


Recht erwähnt, daß ſich das Haus in einer ſchweren kritiſchen 
age befinde, aber nach meiner Anſicht in keiner für unſere 
Verfaſſunge zuſtände troſtloſen. Ich fühle tief und ſchwer die 
Laſt, welche auf uns und dem Volke ruht, aber geſtützt auf 
daſſelbe, wird das Haus in der bisherigen Weiſe treu aus⸗ 
harren. Der Ausſpruch: Das Geſetz unſere Waffe, das 


Recht unſer Ziel, die Freiheit unſer Kampfpreis! wird unſere 
Richtſchnur ſein und bleiben. Ich bin ein alter Richter, aber 
treu dem Schwur geblieben, den ich im Jahre 1840 bei 
meinem Eintritt in das politiſche Leben geleiſtet habe. Die 
Frage, welche König Friedrich Wilhelm IV. am 15 Okt. 1840 
an uns richtete: „Wollen Sie mir helfen und beiſtehen, die 
Eigenſchaften immer herrlicher zu entfalten, durch welche 
Preußen mit ſeinen nur 14 Millionen den Großmächten der 
Erde zugefellt ift, nämlich: Ehre, Treue, Streben nach Licht, 
Recht und Wahrheit, Vorwärtsſchreiten in Altersweisheit zu. 
gleich und heldenmüthiger Jugendkraft?“ Sie habe ich zum 
Throne hinauf mit einem „Ja“ beantwortet. Dies iſt das 
Programm meines politiſchen Lebens geworden und geblieben. 
Meine Herren, auf dieſem Boden habe ich bisher geſtanden 
und werde auch fortan auf demſeiben ſtehen. Auch Sie 
werden den Boden des Geſetzes, des Rechts und der Verfaſ⸗ 
ſung nie verlaſſen. Er allein führt zum Heile. — Ich 
glaube Sie aus einem Stande hier um mich verſammelt 
lentſchuldigen Sie, daß ich mich dieſes Ausdrucks bediene), 
welcher ſich bis jetzt weniger am politiſchen Leben betheiligt 
hat. Doch erlauben Sie, daß ich die Worte eines Geſchicht⸗ 
ſchreibers — es iſt Gervinus — anführe. Er ſagt: Es reift 
an den Bürgerftand ein anderer Stand heran. Dies iſt ger 
ſchehen. Mögen wir die Unterſchiede immer mehr ſchwinden 
ſehen, da wir uns einig fühlen in der Liebe zum Vaterlande 
und zu ber auf Recht und Geſetz und unſerer Verfaſſung ge» 
gründeten Freiheit. Stehen Sie uns in ſolchem geſetzlichen 
Kampfe auch ferner treu zur Seite.“ 

In Köln hat am 16. d. M. eine ſehr zahlreich beſuchte 
Verſammlung von Mitgliedern aller an 5 lle 
ralen Partei ſtattgefunden (nach den Aeußerungen von Leuten, 
welche mit den Verhältniſſen in Köln bekannt ſind, befanden 
ſich unter den Perſonen, welche ſich bei jener Verſammlung 
hervorragend betheiligten, viele, welche man eher zur konſer⸗ 
vativen als zur lieberalen Partei zählen kann), in welcher 
eine Zuſtimmungsadreſſe an das Abgeordnetenhaus und eine 
Anerkennungbadreſſe an Herrn v. Ammon verleſen 
und angenommen wurde. Die letztere ſollte durch eine 
Deputation unter Begleitung eines Fackelzuges über⸗ 
reicht werden, doch iſt letzterer von dem Polizeipräſidenten 
Geiger verboten worden. Es iſt deshalb die Ueber⸗ 
reichung ohne denſelben erfolgt, wobei dem Herren 
v. Ammon ein großes Ständchen gebracht worden iſt. 
Derſelbe erwiderte, er könne die Anerkennung, welche ihm hier 
und aus allen Theilen des Staatas von zahlreichen Männern 
dargebracht werde, nur für die Sache, für welche er aus rei⸗ 
nem Pflichtgefühl eingetreten ſei, annehmen. Er erkeune in 
der Redefreiheit der Abgeordneten das Bollwerk 
der Verfaſſung. „Ich mußte. ſprechen, weil ich vor allen 
berufen war, die jetzige Interpretation zu wider⸗ 
legen, weil ich in zwei Perioden meines Lebens an der Be⸗ 
gründung der Verfaſſung mitgewirkt hatte. Auch meine Stellung 
als preußiſcher Richter zwang mich, für die heilige Sache des 
Rechtes einzutreten. Man könnte es betrübend nennen, daß 
ein ſo ſchlichtes Wort, welches ich nur zur Ehre der Wahr⸗ 
heit ausgeſprochen, ſo viel Aufſehen macht, wenn nicht auf 
der andern Seite die erfreuliche Wahrnehmung damit ver⸗ 
bunden wäre, daß die allgemeine Theilnahme aus dem geſun⸗ 
den Sinne für Recht und Geſetz entſpringt. Wie tief das 
Wort gewirkt, erſehen wir aus der Sympathie des Volkes 
auf der einen Seite, auf der andern aus den Verdrehungen 
einer argliſtigen Preſſe, die ihren Haß gegen jede freimüthige 
Aeußerung ausſpricht. Indem ich Ihnen Allen meinen Dank 
ſage und jedem die Hand drücke, bitte ich Sie, laſſen Sie 
uns feſthalten am Recht und Geſetz und laſſen 


* 


Sie uns das Vertrauen nicht verlieren, daß beide 
zum Siege gelangen, denn Recht muß doch Recht 
bleiben.“ 

Wir laſſen an dieſe Mittheilung der Kundgebungen in 
den beiden bedeutendſten Städten der Monarchie die Namen 
derjenigen Städte folgen, aus denen ähnliches berichtet wird“): 
Breslau, Stettin, Königsberg, Danzig, Magde⸗ 
burg, Elberfeld, Aachen, Dramburg, Siegen, Bop⸗ 
part, Mühlheim a. d. R., Mühlheim a. Rh. Lauen⸗ 
burg (Pommern), Görlitz, Bielefeld, Vohwinkel, 
Hamm, Graudenz, Krefeld, Remſcheid, Frankfurt 
a. O., Berent, Bromberg, Gumbinnen, Nordhau⸗ 
fen, Lennep, Haspe, Weſterbaner, Saarbrücken, 
Aſchersleben, Quedlinburg und Letmathe. — Auch 
in den nichtpreußiſchen Städten Hannover, Hildesheim, 
Harburg und Bremerhaven haben ähnliche Kundge⸗ 
bungen ſtattgefunden. 

„In Langenberg iſt ein ſauber gedrucktes Plakat er⸗ 
ſchienen, welches die eberſchrift trägt: 

„Erinnerung an den 29. Januar 1866.“ 

Es folgt der Wortlaut des Art. 84 der preußiſchen Verfaſ⸗ 
ſung, ſowie die Namen derjenigen Obertribunalsräthe und 
Hülfsarbeiter, welche am 29. Januar die Majorität bildeten, 
ſowie derjenigen Obertribunalsräthe, welche in der Minoritaͤt 
waren. 

Die Majorität beſtand aus den Herren: 

v. Schlieckmann, Dr. Heffter, v. Holleben, Dr. Kuhne, 

v. e Eding, Dr. v. Danicls, Donalies und 

Finck; 
die Minorität: 

Jäbnigen, Frech, Weißgerber, Blömer, v. Seckeudorff, 

v. Schmitz, Reichenſperger und Goltdammer. . 

(In dem Plakat ſteht irrthümlich ftatt des Namens Finck 
der Name Schulz⸗Völcker.) er 

In Mühlheim a. R. ift am 17. d. M. bei einer Nach 
wahl zum Abgeordnetenhauſe der Kandidat der liberalen 
Partei, Fabrikant Richard Zanders mit 247 gegen 47 Stim⸗ 
men zum Argeordneten gewählt worden. 

Oeſterreich. Bei der immer ſchärfer hervortretende Span⸗ 
nung zwiſchen Preußen und Onſterreich, welche in einigen ängſt⸗ 
lichen Gemüthern ſchon die Furcht vor einem nahen Kriege wach 
gerufen hat, find die Kortichritte, welche die Ausſöhnung mit 
Ungarn macht, von keiner geringen Bedeutung. Dieſelbe 
dürfte in nicht allzulanger Zeit vollendete Thatſache ſein, 
und da Oeſterreich auch außerdem verſuckt, ſich mit Italien 
auf einen freun dſchafrlicheren Fuß zu ftellen, fo wird es ſehr 
wenig Neigung zeigen, die Wünſche Preußens in Bezug 
auf die endgültige Regelung der Herzegthümerfrage zu bes 
rückſichtigen. 

Die Zurütkweiſung der Beſchlüſſe des Abgeordneten⸗ 
hauſes durch das Minifterium. g 

Der Verfaſſungsftreit zwiſchen dem Abgeordnetenhauſe 
und dem Miniſterium iſt in einen neuen Abſchnitt getreten, 
wenn der Streit dies Mol auch nicht die Sache ſelbſt, ſon⸗ 
dern nur die Form betrifft, in welter die Verhandlungen bis 
jetzt g führt find. Das Minifterium bat dem P: äfidenten 
des Abzeordnetenhauſſs die Refeluionen, die daſſelbe in der 
Lauenburger Sache am 3. d. M., und der Obertribunals⸗ 
Sache am 10. d. M. und wegen Verhinderung des Kölner⸗ 
Abgeorbnetenfeftes am 16. d. M. gefaßt, und welche der 

*) Bei den zahlreichen Nachrichten über ſolche Kundgebungen 
können wir die Voliſtändigkeit der Namen nicht garantiren. 


Präfident dem Staats. Miniſterium : . anzßeu. obig, wie bis 
her, mitgetheilt hatte, jetzt wieder zurückgegeben, weil dieſelben, 
wie es in der Zuſchrift erklärt, über die Kompetenz des Ab⸗ 
an hinausgingen und verſchiedene Artikel der 

erfaffung verlegten. In der ganzen Nation wird man wohl 
kaum zwei Meinungen darüber finden, welcher unter dieſen 
drei Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes dieſen Schritt des 
Miniſteriums bewirkt hat. Unzweifelhaft ift es der Beſchluß 
in der Obertribunals⸗ Sache geweſen. Dieſer Beſchluß hat 
eine erſchütternde Wirkung in der ganzen Nation gehabt. 
Das Miniſterium hat nun das Bedürfniß gefühlt, dieſer 
überwältigenden Wirkung in irgend einer Weiſe entgegen zu 
treten. Charakteriſtiſch iſt es nun, daß es dies nicht unmit⸗ 
telbar zu thun verſucht hat, ſondern nur mittelbar und nur 
indem es noch andere Beſchlüſſe in derſelben Weiſe behan⸗ 
delte, wie den in der Obertribunals⸗Sache, der ihm ſo ſchwer 
auf dem Herzen liegt. Einen neuen Grund in der Sache 
ſelbſt führt es auch gar nicht an. In der Verhandlung im 
Abgeordnetenhauſe hatte es ſchon verſucht, den Grund geltend 
zu machen, daß das Abgeordnetenhaus ſeine Kompetenz über⸗ 
ſchreite, indem es in dieſer Sache Beſchluß faſſen wolle. Es 
wurde ihm aber dort ſogleich erwidert, daß das Abgeordne⸗ 
tenhaus mit dieſem Beſchluſſe nichts weiter thue, als daß es 
grade die Kompetenz des Obertribunals feſtſtelle, welche 
daſſelbe überſchritten habe, und daß das Haus fern davon, 
ſeine Kompetenz erweitern zu wollen, nur dem Ueber⸗ 
griff des Obertribunals in ſeine Gerechtſame pflicht⸗ 
mäßig zurückweiſe. Wenn das Miniſterium bei dieſer 
Gelegenheit auf den Artikel 86 der Verfaſſung verweiſt, 
nach welchem die „richterliche Gewalt im Namen des Königs 
durch unabhängige, keiner anderen Autorität als der des 
Geſetzes unterworſene Gerichte ausgeübt wird“, ſo liegt in 
dem Artikel ſelbſt der beſte Grund für den Beſchluß des Ab⸗ 
geordnetenhauſes ausgeſprochen. Es hat nicht etwa vom 
Ober⸗Tribunal verlangt, daß daſſelbe künftig nicht mehr eine 
Gewalt im Namen des e ſondern im Namen des Ab- 
geordnetenhauſes ausüben ſoll, ſondern es hat verlangt, daß 
daſſelbe „keiner andern Autorität“ in Bezug auf feine Kom⸗ 
petenz ſich unterwerfen ſolle als der des Geſetzes, und es hat 
dabei erklärt, daß das Ober⸗Tribunal in dem bekannten Be⸗ 
ſchluſſe feine ihm in der Verfaſſung ausdrücklich vorgezeichnete 
Kompetenz überſchritten habe. 

Materiell wird alſo durch dieſe miniſterielle Zurückweiſung 
in der Sache ſelbſt kein neuer Grund beigebracht, denn in 
der Lauenburger Sache und in der das Abgeordnetenfeſtes 
liegt die Sache noch einfacher. Formell freilich vergrößert 
dieſe Zu ückweiſung den Bruch des Abgeordnetenhauſes und 
des Miniſteriums in bedeutungs voller Weiſe und charakteriſirt 
nicht minder bedeutungsvoll die Stellung, welche das Mi⸗ 
nifterium zur Verfaſſung und zur ganzen Fonititutionellen 
Piaxis einnimmt. Wenn es glaubt, daß das Abgeordneten⸗ 
haus verfaſſungswidrige Beſchlüſſe gefaßt hat, fo weiſt ihm 
der Artikel 51 der Verfaſſung den Weg, du es einzuſchlagen 
hat: es muß das Abgeordnetenhaus auflöſen. Das iſt die 
einzig richtige Antwort auf einen nach ſeiner Meinung ver- 
faſſungewirrigen Beſchluß des Abgeordnetenhauſes. Warum 
löſt es aber das Akgeordnetenhaus nicht auf? Weil die Er⸗ 
eigniſſe der letzten Wochen deutlich genug gezeigt haben, daß 
die ungeheuere Mehrbeit des Volkes, ja ſeibſt ein großer 
Theil derjenigen, welche das Miniſterium bis jetzt unte ſtützt 
haben, den Beſchluß des Abgeordnetenhauſes in der Ober⸗ 
Tribunale⸗Sache durchaus nicht für verfaſſungswidrig, ſondern 
für vollkommen gerechtfertigt hält. 


— . ͤ w—HW— — —iwĩ d — — 
Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


